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Ausgangsbasis: Zur Verfügung stehende Instrumente der AT
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Allgemeine Vorschrift
(Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007)

Öffentlicher Dienstleistungsauftrag
(Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007)

Bestehende öDA Neu zu erteilende öDA Bestehende aV
Neu zu erlassende aV
(auch DT-spezifisch)

Wettbewerb
Direkt-

vergabe

Notmaßnahme

Wettbewerb
Direkt-

vergabe

Notmaßnahme
keine DT-

spezifischen!



Körperschaftsteuerliche Gestaltungsmöglichkeiten
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Allgemeine Vorschrift
(Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007)

Öffentlicher Dienstleistungsauftrag
(Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007)

„eine Maßnahme, die diskriminierungsfrei für
alle öffentlichen Personenverkehrsdienste

derselben Art in einem bestimmten
geografischen Gebiet, das im

Zuständigkeitsbereich einer zuständigen
Behörde liegt, gilt;“

„einen oder mehrere rechtsverbindliche Akte, die die
Übereinkunft zwischen einer zuständigen Behörde und einem

Betreiber eines öffentlichen Dienstes bekunden, diesen
Betreiber eines öffentlichen Dienstes mit der Verwaltung und

Erbringung von öffentlichen Personenverkehrsdiensten zu
betrauen, die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
unterliegen; gemäß der jeweiligen Rechtsordnung der

Mitgliedstaaten können diese rechtsverbindlichen Akte auch in
einer Entscheidung der zuständigen Behörde bestehen:
• die die Form eines Gesetzes oder einer

Verwaltungsregelung für den Einzelfall haben kann oder
• die Bedingungen enthält, unter denen die zuständige

Behörde diese Dienstleistungen selbst erbringt oder
einen internen Betreiber mit der Erbringung dieser
Dienstleistungen betraut“



Körperschaftsteuerliche Gestaltungsmöglichkeiten - Grundsatz
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► Erlass allgemeine Vorschrift erfolgt regelmäßig mittels hoheitlichem Handeln (Gesetz, VO, VA,
Allgemeinverfügung etc.)

 AT handelt gegenüber VU als „Dritter“ = ertragsteuerlich keine Gestaltungsmöglichkeiten

► Öffentliche Dienstleistungsaufträge können sehr unterschiedlich ausgestaltet werden (u.a.
schuldrechtlich, hoheitlich aber auch gesellschaftsrechtlich)

AT handelt gegenüber VU „wie gegenüber Dritten“ (insb. schuldrechtlicher Vertrag oder
VA) = keine ertragsteuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten

Soweit AT über gesellschaftsrechtlich ausgestalteten öDA handelt, ist eine
ertragsteuerneutrale Zuführung möglich (BMF-Schreiben vom 12. Februar 2010)

Achtung: Beihilferechtlich kritische Doppelfinanzierung ist durch bewusst
handelsrechtlich ertragswirksame Vereinnahmung (§ 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB ) zu
verhindern (handelsrechtliches Wahlrecht des Gesellschafters)



Körperschaftsteuerliche Gestaltungsmöglichkeiten – weitergeleitete Mittel
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An dem obigen Grundsatz („gesellschaftsrechtlich ausgestalteter öDA ermöglicht
ertragsteuerneutrale Zuführung“) ändert auch der Umstand nichts, dass es sich bei den
Billigkeitsleistungen nicht um originär eigene Haushaltsmittel der einzelnen AT, sondern um von
Bund/Länder zur Verfügung gestellte Mittel handelt

„Zweckgebundene öffentliche Zuschüsse, die der Trägerkörperschaft (z.B. Landkreis, Stadt)
eines BgA bzw. dem Gesellschafter einer Eigengesellschaft gewährt und an den BgA bzw. die
Eigengesellschaft weitergeleitet werden, sind ebenfalls (einkommensneutral) als verdeckte
Einlage zu behandeln.“

(u.a. Bayerisches Landesamt für Steuern v. 21.08.2006 - S 2706 - 27 St 31N und
Oberfinanzdirektion Cottbus v. 13.01.2004 - S 2706 - 28 - St 224)

Anders wäre es nur, wenn Bund/Länder über DT-Richtlinie bzw. Zuwendungsbescheid den AT
eine (nicht-gesellschaftsrechtliche) Form der Ausreichung der Mittel vorschreiben würde



Umsatzsteuerliche Aspekte
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► Die Muster-RL, RL der Länder wie auch (uns bekannte) Zuwendungsbescheide ebnen den
Weg für umsatzsteuerneutrale Zuführung der Billigkeitsleistungen (erklärte Zielsetzung
„Abdeckung von nicht durch Ticketeinnahmen gedeckter Kosten“)

► Letztlich aber letzter Zuführungsakt von AT an VU (also aV oder öDA) und hier die konkrete
Ausgestaltung als „Preis-Preis-Vergleich“ (Preisauffüllung) oder „Preis-Kosten-Vergleich“
maßgeblich

► Liegt ein „Preis-Kosten-Vergleich“ vor, führt dieser nach allgemeinen Grundsätzen gerade
nicht zu einem umsatzsteuerlichen Drittleistungsentgelt:

„Ist eine Preisauffüllung beabsichtigt (Preis-Preis-Vergleich), ist von steuerpflichtigen Entgelten von
dritter Seite auszugehen (Abschn. 10.2 Abs. 5 UStAE). Sollen die Zuschüsse nicht gedeckte Kosten
oder Verluste ausgleichen (Preis-Kosten-Vergleich), liegen echte, nichtsteuerbare Zuschüsse vor.“

(Landesamt für Steuern Niedersachsen)



Fazit und weitere aktuelle Erfahrungen aus der Praxis
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► Das RegG wie auch die Muster-RL/RL der Länder macht keine pflichtigen Vorgaben zum
steuerlichen „wie“ der Ausreichung der Mittel durch die AT an die Verkehrsunternehmen

– Ertragsteuerliche Gestaltungen bei gesellschaftsrechtlich ausgestalteten öDA möglich

– Umsatzsteuerliche Belastungen durch entsprechende Ausgestaltung von aV und öDA auch
im Zusammenhang mit dem DT-Billigkeitsleistungen zu vermeiden (Vermeidung
„Preisauffüllung“)

► Bereits bekannte Diskussionen/Probleme

– Fehlerhafte Rechnungserstellung (Zusätzliche Belastung § 14c UStG)

– Anwendung des USt-Regelsatzes (19%) auf Einnahmen aus DT-Verkauf (insgesamt/
entsprechend geschlüsselter Fahrleistungen)
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